
Apropos

Auslassungen 
Vulgäre Begriffe werden im amerika-
nischen Fernsehen ja konsequent mit 
Pfeifgeräuschen übertönt. Denn ohne 
das Piiieeep drohen dort empfindliche 
Bussen. Analog verfahren die Amis in 
vielen Texten, indem sie die fragli-
chen Wörter nur antönen statt aus-
schreiben. Etwa so: S**t! 

Diese Tendenz zum Fäkalsternchen 
ist unterdessen auch bei uns spürbar. 
Ich frage mich allerdings, ob wir es 
nicht besser in weit wichtigeren 
Bereichen einsetzen sollten. Etwa um 
den Sanktionen gegenüber R******d 
auch sprachlich Ausdruck zu verlei-
hen. So könnten wir namentlich 
Präsident Vl*****r P***n zu verstehen 
geben, für wie obszön wir seinen 
verfehlten, um nicht zu sagen 
verfl***ten, Krieg halten und dass uns 
selbst seine Drohung mit der 
A**mb**be nicht zu einer weniger 
konsequenten Haltung führen wird. 
Als unappetitlich brandmarken könn-
ten wir auch das Mu***h-Regime im 
Iran, die rep********sche Pa***i in 
ihrer aktuellen Verfassung, aber auch 
die F**a, die M***a, den V******, das 
********* und natürlich die ******. 

Christian Peter Meier

 

Analyse zu den Koran-Verbrennungen in Schweden

Auch Meinungsfreiheit hat Grenzen
Die Meinungsfreiheit schliesst selbst Bücherver-
brennungen ein. So schützt die Polizei in Schwe-
den gegenwärtig Rechtsextreme, damit sie vor 
der türkischen Botschaft unbehelligt den Koran 
verbrennen dürfen. Diese antiislamischen 
Provokationen haben in den letzten Jahren in 
Dänemark und Schweden immer wieder heftige 
Krawalle ausgelöst.

Nach den jüngsten Koran-Verbrennungen in 
Schweden hat vor allem der türkische Präsident 
Erdogan lautstark protestiert. Ihm kommen sie 
sehr gelegen, da in der Türkei Wahlkampf ist. So 
hat Erdogan einen Grund, Schwedens Nato- 
Beitritt zu verhindern. Da die Ausdrucks- und 
Demonstrationsfreiheit als fundamentaler Be-
standteil der Demokratie gilt, kann sie der schwe-
dische Ministerpräsident Ulf Kristersson, anders 
als Erdogan, nicht einfach ausser Kraft setzen.

Aber sollen Bücherverbrennungen wirklich 
durch die Meinungsfreiheit gedeckt sein? Wir 
denken sogleich an die Bücherverbrennungen 
der Nazis, die vor neunzig Jahren stattfanden. 
Damals landeten ja nicht nur Bücher im Feuer. 
Auch deren Autorinnen und Autoren wurden 
verfolgt und vertrieben und zum Teil in Konzen-
trationslagern umgebracht.

Der französische Ausdruck «Autodafé» drückt 
diese beiden Bedeutungen klar aus: Einerseits 
sind damit Bücherverbrennungen gemeint, 
andererseits die Urteile von Inquisitionsgerich-
ten, die Ketzer einst zum Tod auf dem Scheiter-
haufen verurteilten. Wie schnell bei Autodafés 
Menschenleben auf dem Spiel stehen, davor hat 
der deutsche Dichter Heinrich Heine schon im 
19. Jahrhundert gewarnt: «Dort, wo man Bücher 
verbrennt, verbrennt man auch am Ende Men-
schen.»

Daraus sollten wir lernen, dass auch die Mei-
nungsfreiheit Grenzen hat. Sie wird überschrit-
ten, wenn Bücher demonstrativ verbrannt 
werden. Denn Bücherverbrennungen sind 
immer auch Angriffe auf Existenzen. Die Fana-
tiker hinter den schwedischen Koran-Verbren-
nungen haben deutlich kundgetan, dass sie sich 
eine Welt ohne Muslime wünschen.

Auch wenn wir ohne geringste Sympathien für 
die islamischen Autokraten in der Türkei oder 
anderswo sind, müssen wir uns fragen, ob die 
Polizei in Schweden nicht eher gegen die Extre-
misten der Koran-Verbrennungen einschreiten 
müsste, statt sie bei ihrem unsäglichen Treiben 
noch zu schützen. Doch es sind längst nicht nur 
die freiheitsliebenden Skandinavier, die Bücher-
verbrennungen als Meinungsfreiheit verteidi-
gen. Wenn wir in die Sechzigerjahre zurückblen-
den, gab es auch in der Schweiz noch flammen-
de Aufrufe zu Bücherverbrennungen, obwohl 
damals die nationalsozialistischen Verbrechen 
erst 30 Jahre zurücklagen.

Eiferer fürchteten einen Siegeszug des Laster-
haften und Orgiastischen, vor dem man beson-
ders die Jugend bewahren müsse. Man lancierte, 
unterstützt von konservativen wie linken Krei-

sen und selbst mit dem Segen des Eidgenössi-
schen Departements des Innern (EDI), eine 
Bewegung gegen sogenannte Schmutz- und 
Schundliteratur. 

Darunter fielen «Bravo»-Heftli, Erotika, Kiosk-
romane oder Comics. In jedem Kanton sollte ein 
Feuer zur Zerstörung von «unterwertigen» 
Schriften brennen. In Brugg und Romanshorn 
kam es 1965 tatsächlich zu Bücherverbrennun-
gen, wobei viele Leute vor allem ihr normales 
Altpapier zur Verfügung stellten, das von den 
Veranstaltern dann ideologisch zu verlogenem 
Schund und Dreck aufgepeppt wurde. In der 
Bevölkerung nahm man die brachialen Aktionen 
also nicht allzu ernst.

Die fatale Nähe zu den Taten der Nazis  
schien den meisten Schweizer Fürsprechern 
von Bücherverbrennungen wenig «problema-
tisch», wie der Historiker Georg Kreis bei 
Recherchen festgestellt hat. Das trifft auch  
auf die heutigen Brandstifter in Schweden zu, 
allen voran Rasmus Paludan oder Chang Frick 
oder Vertreter der rechtspopulistischen  
Schwedendemokraten.

Manche von ihnen haben darüber hinaus beun-
ruhigend enge Kontakte zu Putins Propagandis-
ten. Und dass Russland ein Interesse daran hat, 
Unruhe in Schweden zu stiften, einem Land, das 
der Nato beitreten will, steht ausser Zweifel.

Julian Schütt 
julian.schuett@chmedia.ch

«Bücherverbrennungen 
sind immer auch Angriffe  
auf Existenzen.»

 

Wunder der Natur

Vier Nahrungsebenen auf einem Bild vereint: Das 
Brennnesselblatt, an dem die Grosse Brennnessel-
blattlaus Microlophium carnosum gesaugt hat und 
die blattlausfressende Gallmückenlarve Aphidole-
tes aphidimyza, die sich vom Blut der gelähmten 
Blattlaus ernährt. Dabei wird die Gallmückenlarve 

von einer parasitischen Erzwespe mit einem Ei be-
legt. Die abgebildete, knapp zwei Millimeter grosse 
Gastrancistrus-Wespe war der Wissenschaft schon 
seit längerem bekannt, nicht aber ihre Lebenswei-
se, die mit dieser Aufnahme erstmals dokumentiert 
werden konnte.  Bild: Siegfried Keller

 

Kommentar

Die Gesundheit der 
 Kinder geht vor
Kopfbälle gefährden die Gesundheit. 
Verwunderlich ist das nicht. Und doch 
sind die Ergebnisse einer Studie aus 
Schottland erschreckend: Ehemalige 
Profifussballer haben ein bis zu 
 fünfmal höheres Risiko, an Demenz 
zu erkranken.

Was tun? In England, Schottland und 
Irland hat man sich entschlossen, 
Kopfbälle für Fussballerinnen und 
Fussballer unter 12 Jahren zu verbie-
ten. Auch später ist das Training nur 
mit Mass erlaubt. Die Schweiz hin-
gegen wartet zu. Der Fussballverband 
setzt auf Richtlinien für die Trainer 
anstatt Verbote.

Das ist der falsche Weg. Die Gesund-
heit unserer Kinder geht vor. Selbst 
wenn ein Verbot kaum zu kontrollie-
ren wäre – abschreckende Wirkung 
hätte es alleweil. Ob ein Kind frühzei-
tig Kopfbälle trainiert oder nicht, ist in 
der Frage, ob es dereinst den Schritt 
zum Profi schafft, völlig unbedeutend. 
Hingegen ist das Gehirn in jungen 
Jahren im nicht ausgewachsenen 
Stadium besonders anfällig auf 
 Schäden. Gefordert ist aber auch die 
Fifa. Der Weltfussballverband hätte 
es in der Hand, den Fussball auf 
Kinderstufe flächendeckend anzu-
passen. Mit Sicherheit im Training. 
Vielleicht aber auch im Spiel. 

Genauso wichtig wie Massnahmen 
rund um den Rasen sind aber weitere, 
gross angelegte Studien, welche die 
Zusammenhänge zwischen Fussball 
und Gesundheit genauer erforschen. 
Auch wenn die Resultate noch mehr 
Schrecken verbreiten könnten. 

Etienne Wuillemin 
etienne.wuillemin@ 
chmedia.ch
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Meinung

Gastkommentar 

Von Reformen und  
dem Reden darüber 
Der wirtschaftliche Erfolg von 
Staaten hängt in hohem Masse von 
ihrer Entscheidungs- und Reformfä-
higkeit ab. Es gibt wohl kaum einen 
europäischen Staat, der sich nicht 
gelegentlich der Kritik mangelnder 
Reformfähigkeit ausgesetzt sieht 
oder mit dem Vorwurf von Reform-
stau konfrontiert ist. Auch in Liech-
tenstein gibt es verschiedene The-
menbereiche, in denen öffentlich 
wiederholt Reformbedarf ange-
mahnt wird. Beispiele hierfür sind 
die Trennung von Kirche und Staat, 
die Aufgabenverflechtung zwischen 
Land und Gemeinden oder – ganz 
spezifisch – das Landesverwaltungs-
pflegegesetz.  

Reformen politischer  
Institutionen 
Stockende Reformprozesse lassen 
sich aber nicht nur bei konkreten 
Politikfeldern beobachten, sondern 
auch mit Blick auf die politischen 
Institutionen. Ein Beispiel hierfür 
sind die seit vielen Jahren geführten 
Diskussionen über eine Landtagsre-
form. Ebenso wurde im Zusammen-
hang mit den anstehenden Gemein-
dewahlen jüngst die Frage aufge-
worfen, ob die Gemeinderäte 
verkleinert werden sollen. Anlass 
hierfür war, dass sich in Planken nur 
so viele Kandidierende zur Wahl 
stellen, wie der Gemeinderat Sitze 
zählt – es also zumindest auf der 

Ebene der Kandidierenden keine 
echte Auswahl gibt.  

Dass auch etablierte politische 
Institutionen immer wieder mit 
Forderungen nach Reformen kon-
frontiert sind, ist nur logisch ange-
sichts der sich laufend verändern-
den Rahmenbedingungen. Beispie-
le hierfür sind Veränderungen 
demografischer Strukturen, die 
Internationalisierung politischer 
Prozesse und Probleme oder der 
Wandel von gesellschaftlichen 
Gerechtigkeits- und Gleichheitsvor-
stellungen. Als eine weitere Heraus-
forderung wird in der Literatur 
ferner oft eine steigende Erwartung 
der Gesellschaft an die Entschei-
dungseffizienz und damit Leistungs-
fähigkeit politischer Institutionen 
genannt. 

Landtag und Gemeinderat 
Doch wie steht es nun konkret um 
den Reformbedarf von Landtag und 
Gemeinderäten? Mit Blick auf die 
Gemeinderäte lässt sich dies nur 
schwer sagen. Die Gründe für die 
Rekrutierungsprobleme sind viel-
fältig. Die fachlichen Anforderun-
gen und die zeitliche Belastung, die 
mit einem Amt in der Gemeinde-
exekutive einhergehen, sind hoch. 
Hinzu kommt eine öffentliche 
Exponiertheit, die nicht allen 
zusagt, vor allem dort, wo sich das 

politische Klima stark polarisiert 
hat. Inwieweit in der Literatur 
diskutierte Reformansätze wie  
z. B. die Erhöhung der finanziellen 
Entschädigung, flexible Sitzungs-
termine, effizientes Dokumenten-
management oder die Verbesse-
rung der fachlichen Unterstützung 
des Gemeinderats durch die Ge-
meindeverwaltung für Liechten-
stein tatsächlich eine Verbesserung 
bringen könnten, ist im Einzelfall zu 
klären.  

Natürlich kann bei einzelnen Ge-
meinderäten auch eine Verkleine-
rung sinnvoll sein. Allerdings ist 
dies sicherlich kein Allheilmittel. 
Ein Gemeinderat hat wichtige 
Aufgaben zu erfüllen und hat 
angesichts des Fehlens eines Ge-
meindeparlaments auch eine 
gewisse Repräsentationsfunktion – 
sprich, er sollte die verschiedenen 
Interessen und Werte der Bevölke-
rung abbilden und die Bevölkerung 
in den politischen Prozess einbin-
den. Sinkt die Zahl der Gemeinde-
ratsmitglieder zu stark, kann ein 
Gemeinderat diese Funktionen 
nicht mehr erfüllen und ist dann 
wirklich nur mehr als reines Exeku-
tivorgan zu sehen.  

Nicht kleinreden  
So oder so sollten bei der Debatte 
über die Reform politischer Institu-

tionen nicht nur deren Funktions-
probleme im Fokus stehen, sondern 
auch deren demokratiepolitischer 
Stellenwert. Hier lässt sich die 
Brücke schlagen zur Debatte über 
eine Landtagsreform. Die Liste der 
im Hinblick auf eine Reform disku-
tierten Themen ist lang und reicht 
von den Kompetenzen des Landta-
ges und seinen Rechten gegenüber 
der Regierung über Verfahrensfra-
gen wie der Einführung einer 
Redezeitbeschränkung hin zu den 
Ressourcen und der parlamentari-
schen Organisationsstruktur. Was 
jedoch selten öffentlich ausgespro-
chen wird: Die Anzahl der Land-
tagsabgeordneten sollte dringend 
erhöht werden! Eine Debatte hierzu 
wäre im Übrigen gleichermassen 
Weg und Ziel. Denn sie würde die 
staatspolitische Bedeutung des 
Landtages in den Fokus stellen und 
könnte so in der Öffentlichkeit 
mehr Interesse für die wichtige 
politische Arbeit wecken.  
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